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Abstimmung vom 22.07. 
Sollen Flüchtlinge zum Arbeiten  
verpflichtet werden?

94,34% – Ja, hier einen Beitrag zu 
leisten, wäre für sie gut und für die 
Gesellschaft. 

5,66% – Nein, eine Pflicht nutzt 
nichts, wenn bürokratische Hürden 
und Sprachhemmnisse im Weg stehen.

Frage heute: Verliert die Mittelmeer-
Region durch Katastrophen wie die 
Brände in Griechenland an Attraktivi-
tät als Urlaubsziel?

www.suedkurier.de/umfrage

Die SK Online-App
Jetzt kostenlos laden!

DEUTSCHLAND

SACHSEN

Maskierte greifen 
Flüchtlingsunterkunft an
Vier maskierte Männer ha-
ben in Sebnitz Bewohner 
einer Flüchtlingsunterkunft 
attackiert. Das Quartett hat-
te zunächst die Hintertür des 
Hauses im Kreis Sächsische 
Schweiz-Osterzgebirge einge-
treten. Zwei Angreifer stießen 
einen 18-jährigen afghanischen 
Staatsbürger gegen eine Haus-
wand. Sie warfen Gegenstände 
nach ihm und einem 16 Jah-
re alten Bewohner. Dabei rie-
fen sie rassistische Parolen. Als 
weitere Anwohner hinzuka-
men, flohen die Angreifer. Der 
16-Jährige blieb unverletzt, der 
18-Jährige musste ambulant 
versorgt werden. (dpa)

LETZTE GENERATION

Klimaaktivisten suchen 
Austausch mit Polizisten
Die Klimaaktivisten der Letz-
ten Generation suchen den 
Austausch mit Polizisten. 
Dazu gebe es die Arbeitsgrup-
pe „Polizeivernetzung“ inner-
halb der Bewegung, wie die 
„Welt am Sonntag“ berichtet. 
„Das Netzwerk erstreckt sich 
über mehrere Bundesländer 
und Behörden und vergrößert 
sich ständig“, sagte die Bundes-
polizistin Chiara Malz, die die 
AG leitet. Neben ihr seien sie-
ben weitere Beamte im engeren 
Netzwerk der Klimaaktivisten 
tätig. Die Polizistin kümmert 
sich um die Vernetzung und er-
klärt innerhalb der Letzten Ge-
neration die Polizeiarbeit. (dpa)

GRUNDSICHERUNG

Immer weniger Kinder 
mit Bürgergeldbezug
Die Zahl der Kinder mit deut-
scher Staatsbürgerschaft, die 
mit ihren Eltern auf sozialstaat-
liche Grundsicherung ange-
wiesen sind, ist in den vergan-
genen acht Jahren deutlich um 
mehr als ein Drittel gesunken. 
2015 hatten noch 1,57 Millionen 
solcher Kinder von den dama-
ligen Hartz-IV-Bezügen gelebt, 
bis März dieses Jahres sank die 
Zahl auf 1,03 Millionen. (dpa)

LEUTE in der Politik

Cem Özdemir, 57, Bundesernährungs-
minister, Grüne, will bekannte Sport-
lerinnen und Sportler von einem Ver-
zicht auf Werbung für ungesunde 
Lebensmittel insbesondere für Kinder 
überzeugen. „Die erreichen die Ziel-
gruppen, um die es mir geht. Deshalb 
rede ich gerade mit Sportverbänden, 
wie wir die Prominenz der Sportler 
nutzen können, damit die Leute sich 
gesünder ernähren“, sagte er. Der deut-
sche Sport habe daran auch ein Eigen-
interesse, fügte der Minister hinzu. „Es 
geht auch um die Zukunft des Sports. 
Wer soll denn noch in der National-
mannschaft mitspielen, wenn wir 
immer mehr dicke Kinder haben?“ 
Er hat ein weitreichendes Verbot von 
Werbung für ungesunde Lebensmittel 
vorgeschlagen, um Kinder vor falscher 
Ernährung zu schützen. (AFP)

Roman Zitzelsberger, 56, 
Baden-Württembergs 
IG-Metall-Chef, rech-
net mit dem Aufbau 
von Produktionsstätten 
chinesischer Autoher-
steller in Deutschland. 

„Das wird gar nicht anders gehen“, sag-
te er. Chinesische Hersteller brächten 
Fahrzeuge auf den Markt, die technisch 
mindestens auf Augenhöhe seien. „Die 
Chinesen bieten etwas an, womit sie 
den Markt massiv aufrollen wollen“, 
sagte Zitzelsberger. „Herzlich willkom-
men im Land der Tarifverträge und 
der Mitbestimmung“, würde er sagen, 
wenn sich chinesische Autoherstel-
ler im Südwesten ansiedelten. Es gebe 
Spielregeln, an die man sich halten 
müsse – auch die Chinesen, sagte der 
Gewerkschaftschef. (dpa)

Alexander Dobrindt, 53, 
CSU-Landesgruppen-
chef, hat zur Mitte der 
Wahlperiode eine ne-
gative Zwischenbilanz 
der Ampel-Koalition. 
„Das Halbzeitzeugnis 

der Ampel ist eine glatte 5 wegen viel-
fach mangelnder Leistungen“, sagte 
er. „Bei den Bemerkungen würde ich 
schreiben: Das Auffälligste am Ver-
halten der Ampel ist der mangelnde 
Respekt gegenüber den Bürgerinnen 
und Bürgern. Auch die „Arroganz, mit 
der hier Politik gemacht wird“ kritisiert 
er. Gefragt nach Stärken der Koalition 
aus SPD, Grünen und FDP sagte der 
CSU-Politiker: „Das, was bei der Am-
pel besonders gut funktioniert und mit 
Sicherheit eine 2+ verdient hat, ist der 
Streit untereinander.“ (dpa)

Papst Franziskus, 86, hat 
angesichts aktueller 
Wetterextreme zu kon-
kreten Maßnahmen in 
Sachen Klimaschutz 
aufgerufen. In Italien 
und in vielen ande-

ren Ländern erlebten die Menschen 
extreme Wetterereignisse. Der Papst 
erneuerte nach dem Mittagsgebet am 
Sonntag seinen Appell für mehr Klima-
schutz: Er bitte die Staats- und Regie-
rungschefs, Konkreteres zu tun, um 
Schadstoffemissionen zu begrenzen. 
Dies sei eine dringende Herausforde-
rung, die alle angehe und nicht aufge-
schoben werden dürfe. „Lasst uns un-
ser gemeinsames Zuhause schützen!“, 
so der Papst. Beispielhaft erwähnte er 
die jüngste Flutkatastrophe in Südko-
rea mit Dutzenden Toten. (KNA)

Sportler als Vorbild für Kinder Spielregeln für Chinesen Eine glatte 5 für die Ampel Aufruf zum Klimaschutz

Berlin – Nach seinem umstrittenen 
Asyl-Vorstoß hat der CDU-Politiker 
Thorsten Frei ein härteres Vorgehen 
gegen Flüchtlinge verlangt, die über das 
Mittelmeer nach Europa kommen. „Es 
muss möglich sein, illegale Migranten 
an Europas Küsten zurückzuweisen“, 
sagte der Erste Parlamentarische Ge-
schäftsführer der CDU/CSU-Fraktion 
im Bundestag der „Welt“. Wenn im Mit-
telmeer Boote in internationalen Ge-
wässern aufgegriffen werden, würden 
die Menschen darauf selbstverständ-
lich gerettet. „Aber die Fahrt führt dann 
nicht an ein europäisches Ufer, sondern 
dorthin zurück, wo sie hergekommen 
sind.“

Die innenpolitische Sprecherin der 
Grünen-Bundestagsfraktion, Lamya 
Kaddor, warf der Union daraufhin „eine 
inhumane und mit dem internationa-
len Recht unvereinbare Position“ vor. 
„Was wir insbesondere angesichts der 
jüngsten Umfrageergebnisse der AfD 
nicht brauchen, sind populistische De-
batten rund um das Asylrecht“, sagte 
sie dem Redaktionsnetzwerk Deutsch-
land. „Denn dieser Populismus zahlt am 
Ende nur bei den Rechtspopulistinnen 
und Rechtsextremen ein.“

In einer Insa-Umfrage stieg die AfD 
jetzt bundesweit auf 22 Prozent und liegt 
damit nur noch vier Prozentpunkte hin-
ter der Union. Der Abstand zu den Am-
pel-Parteien SPD (18 Prozent), Grüne (14 
Prozent) und FDP (7 Prozent) nahm wei-
ter zu. In den Erhebungen anderer Mei-
nungsforschungsinstitute hatte die AfD 
zuletzt ebenfalls bei 20 Prozent gelegen.

Frei sagte auf die Frage, ob er die Le-
galisierung sogenannter Pushbacks 
wolle: Wenn jemand in internationa-
len Gewässern schutzlos aufgegriffen 
werde, müsse die Fahrt nicht in einen 
europäischen Hafen führen. „Emotio-
nal aufgeladene unklare Rechtsbegrif-
fe wie Pushbacks“ seien für eine sachli-
che Debatte wenig hilfreich. Pushbacks, 
also das Zurückweisen von Schutzsu-
chenden an den Außengrenzen, sind 
nach internationalem Recht illegal. 
Trotzdem steht zum Beispiel der Mittel-
meer-Anrainer Griechenland im Ver-
dacht, systematisch Migranten in die 
Türkei zurückzudrängen. Dies werfen 
Hilfsorganisationen und Medien der 
Regierung in Athen vor.

Vor wenigen Tagen hatte Frei bereits 
eine weitgehende Abschaffung des in-
dividuellen Anspruchs auf Asyl vor-
geschlagen. Er plädierte dafür, dieses 
durch eine europäische Kontingentlö-
sung zur Aufnahme von Flüchtlingen 
zu ersetzen. 300 000 bis 400 000 Men-
schen pro Jahr sollten direkt im Aus-
land ausgewählt und dann in Europa 

verteilt werden. Dieser Vorstoß war von 
der Ampel scharf kritisiert worden. Die 
Bundesregierung betonte, sie halte am 
individuellen Anspruch auf Asyl fest.

Der CDU-Vorsitzende Friedrich Merz 
machte deutlich, dass der Vorstoß mit 
ihm abgestimmt war. Die Schwester-
partei CSU reagierte sehr zurückhal-
tend. Aus ihrer Sicht ist der Vorschlag 
nicht geeignet, um die aktuellen Prob-
leme der Kommunen bei der Bewälti-
gung des stark gestiegenen Flüchtlings-
zustroms zügig zu lösen.

Unterstützung erhielt Frei vom par-
teilosen Tübinger Oberbürgermeister 
Boris Palmer. Freis Konzept würde bei 
„migrationsskeptischen Bürgern“ viel 
größere Akzeptanz finden als das heu-
tige System, schrieb der ehemalige Grü-
nen-Politiker in einem Beitrag für die 
„Welt“. Dieses erwecke bei immer mehr 
Menschen den Eindruck, „als stün-
de der Staat hilflos einer immer größer 
werdenden Zahl von Armutsflüchtlin-
gen gegenüber, die sich den Zutritt zum 
eigenen Dorf, zur eigenen Nachbar-
schaft, erzwingen können“.

Baden-Württembergs Ministerpräsi-
dent Winfried Kretschmann wies den 
Vorstoß Freis dagegen zurück. Der Par-
lamentarische Geschäftsführer der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion lege 
zwar bei der Frage, wer es hierher schafft 
und wer nicht, „den Finger in bestimm-
te Wunden“, sagte Kretschmann. Das 
sei auch legitim. „Dass man grundsätz-
lich über Kontingentfragen nachdenkt, 
ist ein höchst vernünftiger Gedanke, 
dem man nachgehen kann“, sagte Kret-
schmann. „Nur so weit zu gehen, dass 
man das als Ersatz für das individuel-
le Recht auf Asyl macht – das lehne ich 
ab und wird so auch nicht kommen.“ 
Das individuelle Recht auf Asyl sei ein 
Grundrecht. „Das wollen und werden 
wir nicht antasten.“

Zur Begrenzung illegaler Migration 
forderte Hessens Ministerpräsident Bo-
ris Rhein, CDU, bundesweite Grenzkon-
trollen. Bundesinnenministerin Nancy 
Faeser (SPD) müsse diese sofort umset-
zen, sagte er.

Frei will Flüchtlinge zurückweisen
  ➤ Nach Vorstoß zum Asyl-
recht legt CDU-Mann nach

  ➤ Grüne werfen ihm  
inhumane Position vor

„Es muss möglich sein, illegale  
Migranten an Europas Küsten  
zurückzuweisen.“

Thorsten Frei, CDU-Politiker

➤ Grundgesetz: Asylsuchende können 
sich in Deutschland auf das Grundge-
setz (GG) berufen. „Politisch Verfolgte 
genießen Asylrecht“, heißt es in Arti-
kel 16a. Es wird individuell bei jedem 
und jeder einzelnen Asylsuchenden 
geprüft, ob eine politische Verfolgung 
vorliegt. Um den Artikel zu ändern, 
wäre eine Zweidrittel-Mehrheit in 
Bundestag und Bundesrat nötig.
➤ Juristen: Manche Verfassungsrecht-
ler diskutieren aber, ob das Recht auf 
Asyl und damit verbundene Leistun-
gen des Staates dem Schutz der Men-
schenwürde (Artikel 1 des Grundge-
setzes) zuzuordnen sei und damit der 
Ewigkeitsklausel unterliege, nach der 
unter anderem Artikel 1 nicht geän-
dert werden darf. „In der Praxis hät-
te eine nationale Rechtsänderung nur 
symbolische Auswirkungen“, sagt 
Constantin Hruschka vom Münchner 
Max-Planck-Institut für Sozialrecht 
und Sozialpolitik unter Verweis auf 
völker- und europarechtliche Regeln. 
Der grundgesetzliche Schutz spiele in 
der Praxis seit Jahren nur noch eine 
untergeordnete Rolle.
➤ Völkerrecht: Die Regeln des Völker-
rechts sind Bestandteil des deutschen 
Rechts (Artikel 25 GG). Die Genfer 
Flüchtlingskonvention schützt Men-
schen, die sich aus der begründe-
ten Furcht vor Verfolgung oder we-
gen ihrer politischen Überzeugungen 
außerhalb ihres Heimatlandes befin-
den, vor der Ausweisung in ein Land, 
in dem Verfolgung droht. Deutsche Be-
hörden und Gerichte müssen sich an 
Europarecht halten, selbst wenn dem 
das nationale Recht entgegenstünde. 
Das regelt Artikel 23 des Grundgeset-
zes. Die EU-Staaten verpflichten sich 
über EU-Verträge, sich an die EU-Men-
schenrechtskonvention und die Char-
ta der Grundrechte zu halten. (dpa)

Das Recht auf Asyl  
in Deutschland

Das lesen Sie zusätzlich online

Vorerst werden weniger Flücht-
linge aufgenommen. Das wird 
aber nicht lang so bleiben: 
www.sk.de/11632146

V O N  U .  S T E I N K O H L ,  L .  K L I M P E L 
U N D  S E B A S T I A N  K U N I G K E I T,  D P A

Dürfen sie bleiben? Asylbewerber in einer 
Gemeinschaftsunterkunft in Thüringen.

Ein Schild mit der Aufschrift „Asyl“ in der 
Landeserstaufnahme in Karlsruhe.

Ein Mitglied einer spanischen Nichtregie-
rungsorganisation rettet Migranten.

Plädiert für einen 
Systemwechsel 
in der Asylpolitik: 
Thorsten Frei, 
Erster 
Parlamentari-
scher Geschäfts-
führer der CDU/
CSU-Fraktion im 
Bundestag. 
BILDER:  DPA
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